
  Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 2 

Kurztitel 

Gewerbliches Sozialversicherungsgesetz 

Kundmachungsorgan 

BGBl. Nr. 560/1978 zuletzt geändert durch BGBl. II Nr. 475/2001 

Typ 

BG 

§/Artikel/Anlage 

§ 25a 

Inkrafttretensdatum 

01.01.2002 

Außerkrafttretensdatum 

31.12.2001 

Abkürzung 

GSVG 

Index 

66/02 Andere Sozialversicherungsgesetze 

Text 

Vorläufige Beitragsgrundlage 

§ 25a. (1) Die vorläufige monatliche Beitragsgrundlage ist 

 1. wenn eine Pflichtversicherung nach diesem Bundesgesetz im drittvorangegangenen Kalenderjahr 
nicht bestanden hat, 

 a) für die gemäß § 2 Abs. 1 Z 1 bis 3 Pflichtversicherten die monatliche Beitragsgrundlage 
gemäß § 25 Abs. 4 Z 1; § 25 Abs. 4 Z 1 letzter Satz ist anzuwenden; 

 b) für die gemäß § 2 Abs. 1 Z 4 Pflichtversicherten die im § 25 Abs. 4 Z 2 genannten Beträge; 

bestehen in einem Kalendermonat Pflichtversicherungen gemäß § 2 Abs. 1 Z 1 bis 3 und § 2 
Abs. 1 Z 4, so ist die Beitragsgrundlage gemäß lit. a anzuwenden; 

 2. in allen anderen Fällen die Summe der gemäß § 25 Abs. 2 für das drittvorangegangene 
Kalenderjahr festgestellten Beitragsgrundlagen, geteilt durch die Zahl der Beitragsmonate der 
Pflichtversicherung in diesem Kalenderjahr, vervielfacht mit dem Produkt aus der 
Aufwertungszahl (§ 47) des Kalenderjahres, in das der Beitragsmonat (§ 25 Abs. 10) fällt, und 
aus den Aufwertungszahlen der beiden vorangegangenen Kalenderjahre. Dieser Betrag ist auf 
Cent zu runden. Konnte die Beitragsgrundlage gemäß § 25 für das drittvorangegangene 
Kalenderjahr noch nicht festgestellt werden, weil der für die Beitragsbemessung maßgebende 
Einkommensteuerbescheid oder Einkommensnachweis noch nicht vorliegt, sind die 
Beitragsgrundlagen des Kalenderjahres heranzuziehen, in dem die Beitragsbemessung gemäß 
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§ 25 Abs. 6 erfolgt ist. Bei der Vervielfachung ist das Produkt der Aufwertungszahlen 
entsprechend zu ergänzen. 

Die vorläufige Beitragsgrundlage darf die in § 25 Abs. 4 und 5 genannten Beträge nicht unter- oder 
überschreiten. 

(2) Der gemäß Abs. 1 ermittelte Betrag ist zum Zweck der Feststellung der Beiträge um 9,3% zu 
erhöhen und auf Cent zu runden. Dies gilt insoweit nicht, als dadurch die vorläufige Beitragsgrundlage 
den in § 25 Abs. 5 genannten Betrag überschreiten würde. 

(3) Die vorläufige Beitragsgrundlage ist, sofern nichts anderes bestimmt ist, in Anwendung der 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes der Beitragsgrundlage gemäß § 25 gleichzuhalten. 

(4) Versicherte, die auf Grund gesamtvertraglicher und satzungsmäßiger Regelungen Anspruch auf 
Sachleistungen gemäß § 85 Abs. 3 erster Satz haben, sind berechtigt, über Antrag gegen Entrichtung 
eines erhöhten Beitrages Geldleistungen gemäß § 85 Abs. 2 lit. c und § 96 Abs. 2 in Anspruch zu 
nehmen. Für Beginn und Ende dieser Berechtigung gilt § 9 Abs. 2 und 3 mit der Maßgabe, daß eine 
Erklärung im Sinne des § 9 Abs. 3 Z 1 vom Versicherten frühestens zum Ende des auf den Beginn der 
Berechtigung folgenden Kalenderjahres und im übrigen jeweils zum Ende des Kalenderjahres wirksam 
abgegeben werden kann. Die Beitragserhöhung beträgt 72,43 € monatlich. An die Stelle dieses Betrages 
tritt ab 1. Jänner eines jeden Jahres der unter Bedachtnahme auf § 51 mit der jeweiligen Aufwertungszahl 
(§ 47) vervielfachte Betrag. 

(5) Die Bestimmungen des Abs. 3 gelten für pflichtversicherte Pensionisten (§ 3 Abs. 1 Z 1) mit der 
Maßgabe, daß von jener Beitragsgrundlage auszugehen ist, die sich unter Berücksichtigung der Pension 
ergäbe. 
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